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Bericht und Antrag 

des Ausschusses für Verkehr und für das Post- und Fernmeldewesen 
(14. Ausschuß) 


zu dem von der Bundesregierung zur Unterrichtung vorgelegten 
Geänderten Vorschlag einer Richtlinie des Rates zur Harmonisierung der 
Rechtsvorschriften betreffend die Erlaubnis zum Führen von 
Kraftfahrzeugen 
— Drucksache 7/4504 — 


A. Problem 

Das Führerscheinwesen in den EG-Mitgliedstaaten ist unter- 
schiedlich geregelt. Durch eine Vereinheitlichung können Ver- 
kehrsfluß und Verkehrssicherheit erhöht werden. 


B. Lösung 

Es soll ein einheitlicher EG-Führerschein zunächst auf fakulta- 
tiver Basis eingeführt werden. 

Einmütige Kenntnisnahme im Ausschuß 

C. Alternativen 

entfallen 


D. Kosten 

entfallen 


Druck: Bonner Universitäts-Buchdruckerei, 53 Bonn 1 
Alleinvertrieb: Veriag Dr. Hans Heger, 53 Bonn-Bad-Godesberg 1, 
Postfach 821, Goethestraße 56, Telefon (0 22 21) 36 35 51 



Drucksache 7/5 319 Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


A. Bericht des Abgeordneten Straßmeir 


Die oben angegebene Vorlage wurde mit Schreiben 
des Präsidenten des Deutschen Bundestages vom 
16. Januar 1976 dem Ausschuß für Verkehr und für 
das Post- und Fernmeldewesen zur Beratung über- 
wiesen. Der Verkehrsausschuß hat die Vorlage in 
seinen Sitzung am 5. Mai und 2. Juni 1976 behan- 
delt. 

Das Führerscheinwesen in den EG-Mitgliedstaaten 
weicht in wesentlichen Punkten voneinander ab. 
Durch eine Vereinheitlichung können Verkehrsfluß 
und Verkehrssicherheit erhöht werden. Eine Harmo- 
nisierung der betreffenden Rechtsvorschriften ist 
ferner geeignet, die Wettbewerbsbedingungen im 
Verkehr aneinander anzupassen. 

Die EG-Kommission hat daher bereits im Jahre 1972 
einen Vorschlag für einen Europa-Führerschein vor- 
gelegt, der Gegenstand von Beratungen im Ver- 
kehrsausschuß gewesen ist (Bundestagsdrucksachen 
VI/3766 und 7/234). Dieser alte Vorschlag wurde 
aufgrund zahlreicher Änderungsvorschläge von der 
Kommission überarbeitet und war in der überarbei- 
teten Fassung nochmals Gegenstand der Ausschuß- 
beratungen. 

Der Verkehrsausschuß nahm dabei zur Kenntnis, 
daß der neue EG-Führerschein zunächst nur auf 
fakultativer Basis eingeführt werden soll. Die natio- 
nalen Führerscheine werden für eine Übergangszeit 
neben dem EG-Führerschein auch weiterhin gültig 
bleiben. Der Ausschuß hält es für erforderlich, auch 
den jetzt vorgelegten Text noch weiter zu verbes- 
sern. Die Einzelheiten sind in dem vorgelegten Ent- 
schließungsantrag enthalten. Darüber hinaus trifft 
der Ausschuß folgende Feststellungen: 

1. Es wird davon ausgegangen, daß die aus Ver- 
kehrssicherheitsgründen im nationalen Bereich 


eingeführte Fahrerlaubnispflicht für Kleinkraft- 
räder und Fahrräder mit Hilfsmotor und die be- 
sondere Fahrerlaubnispflicht zur Fahrgastbeför- 
derung für Taxen, Mietwagen und Krankenkraft- 
wagen durch die vorgesehene EG-Regelung nicht 
eingeschränkt wird. 

2. Der Ausschuß geht davon aus, daß selbstfahrende 
Arbeitsmaschinen von dem Richtlinienvorschlag 
nicht erfaßt werden. Es gelten hier auch zukünf- 
tig die nationalen Regelungen. 

3. Der Führerschein der Klasse B, der dem deut- 
schen Führerschein der Klasse 3 entspricht, soll 
abweichend vom deutschen Recht nur zum Füh- 
ren von Kraftfahrzeugen bis zu 3,5 t Gesamt- 
gewicht berechtigen, nicht jedoch bis zu 7,5 t. 
Der Besitzstand der Inhaber der Fahrerlaubnis 
Klasse 3 sollte jedoch bei einem späteren Um- 
tausch in den EG-Führerschein Klasse B gewahrt 
werden. Diese Verkehrsteilnehmer sollen gleich- 
zeitig ohne zusätzliche Prüfung die EG-Fahr- 
erlaubnis der Klasse C erhalten mit der Maß- 
gabe, daß sie wie bisher Fahrzeuge bis zu 7,5 t 
Gesamtgewicht führen dürfen. Der Ausschuß 
nahm insoweit eine entsprechende Zusage des 
Vertreters des Bundesministers für Verkehr ent- 
gegen. 

Der Ausschuß begrüßt im übrigen die Vorlage als 
einen weiteren Schritt zur Vereinheitlichung des 
Verkehrsrechts in der Gemeinschaft und zur Erleich- 
terung des internationalen Verkehrs. Er schlägt vor, 
die Bundesregierung durch eine Entschließung auf- 
zufordern, auf eine weitere Verbesserung der Vor- 
lage in bestimmten Punkten hinzuwirken, und emp- 
fiehlt im übrigen Kenntnisnahme. 


Bonn, den 2. Juni 1976 


Straßmeir 

Berichterstatter 
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B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen: 

1 . Der Richtlinienvorschlag in Drucksache 7/4504 wird zur Kenntnis genommen. 

2. Die Bundesregierung wird ersucht, darauf hinzuwirken, daß der Entwurf unter 

anderem wie folgt verbessert wird: 

— Eine besondere Fahrerlaubnis der Klasse F 1 für Baufahrzeuge erscheint 
entbehrlich. 

— Die Fahrerlaubnis der Klasse F 2 sollte für Personen unter 18 Jahren be- 
schränkt werden auf Zugmaschinen mit einer durch die Bauart bestimmten 
Höchstgeschwindigkeit von nicht mehr als 25 km/h. 

— Auf eine besondere Fahrerlaubnis der Klasse G bei Invalidität des Fahrers 
sollte verzichtet werden. 

— Es sollte eine Vorschrift eingeführt werden, in der festgelegt ist, ob die 
Fahrerlaubnis für eine bestimmte Klasse auch zum Führen von Fahrzeugen 
einer anderen Klasse oder mehrerer anderer bestimmter Klassen gilt. 


Bonn, den 2. Juni 1976 


Der Ausschuß für Verkehr und für das Post- und Fernmeldewesen 

Börner Straßmeir 

Vorsitzender Berichterstatter 
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